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300. Notenwechsel betreffend neuerliche Zollermäßigung für die Einfuhr bestimmter Personen-
kraftwagen aus der Sowjetunion
(NR: GP XIV RV 403 AB 434 S. 50. BR: AB 1627 S. 360.)

3 0 1 . Notenwechsel über die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenzdienststellen am Grenz-
übergang Zollhaus Erl

3 0 2 . Abkommen zwischen den Vereinten Nationen und der Österreichischen Bundesregierung
betreffend Maßnahmen für die zehnte Tagung der Kommission der Ver-
einten Nationen für internationales Handelsrecht

3 0 3 . Übereinkommen zwischen dem Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz der
Republik Österreich und dem Minister für Öffentliche Gesundheit und Um-
weltschutz des Großherzogtums Luxemburg über die postpromotionelle Aus-
bildung luxemburgischer Ärzte in Österreich

300.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel betreffend neuerliche Zollermäßigung für die Einfuhr bestimmter
Personenkraftwagen aus der Sowjetunion

Moskau, 14. April 1976

Exzellenz!
Im Zusammenhang mit der im Protokoll

der 6. Tagung der österreichisch-sowjetischen
Gemischten Kommission für wirtschaftlich-
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit (11.
bis 15. März 1974) von der österreichischen
Seite niedergelegten Erklärung, rechtzeitig Maß-
nahmen für eine Senkung von Zöllen zu
ergreifen, die beim Import sowjetischer Perso-
nenkraftwagen eingehoben werden, und unter
Bezugnahme auf die Briefe, die von beiden
Seiten am 3./10. März 1975 gewechselt wurden,
durch die eine Zollermäßigung für näher spezi-
fizierte sowjetische Personenkraftwagen von
20% auf 8% in Kraft gesetzt wurde, beehre
ich mich, Euer Exzellenz folgendes mitzuteilen:

Beim Import nicht gebrauchter Personenkraft-
wagen aus der UdSSR, deren gesamte Karosserie
eine Blechstärke von mindestens 0,7 mm und
eine Bodenfreiheit in voll belastetem Zustand
von mindestens 17 cm aufweist (mit Reifen
solcher Abmessungen, wie sie anläßlich der
Erstausstattung vom Fahrzeughersteller ver-

wendet werden, und mit dem vom Fahrzeug-
hersteller vorgesehenen Reifendruck), wird ein
österreichischer Zollsatz von 4% des Wertes
anstelle des früheren Zollsatzes von 8% be-
rechnet.

Der oben erwähnte Zollsatz von 4% wird
drei Monate nach dem Tag in Kraft treten, an
dem die österreichische Seite schriftlich davon
Mitteilung macht, daß die für das Inkrafttreten
in Österreich erforderlichen verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen erfüllt sind. Die im
Briefwechsel vom 3./10. März 1975 erwähnte
Zollermäßigung verliert mit Inkrafttreten des
Zollsatzes von 4% ihre Gültigkeit.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner

vorzüglichen Hochachtung

H. Standenat m. p.

An den
Außenhandelsminister
der UdSSR
Herrn N. S. PATOLITSCHEW
Moskau

(Übersetzung)

Moskau, 30. April 1976

Exzellenz!
Ich beehre mich, den Erhalt Ihres Schreibens

vom 14. April 1976 folgenden Inhalts zu be-
stätigen :
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„Im Zusammenhang mit der im Protokoll
der 6. Tagung der österreichisch-sowjetischen
Gemischten Kommission für wirtschaftlich-
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit (11.
bis 15. März 1974) von der österreichischen
Seite niedergelegten Erklärung, rechtzeitig Maß-
nahmen für eine Senkung von Zöllen zu
ergreifen, die beim Import sowjetischer Perso-
nenkraftwagen eingehoben werden, und unter
Bezugnahme auf die Briefe, die von beiden
Seiten am 3./10. März 1975 gewechselt wurden,
durch die eine Zollermäßigung für näher spezi-
fizierte sowjetische Personenkraftwagen von
20% auf 8% in Kraft gesetzt wurde, beehre
ich mich, Euer Exzellenz folgendes mitzuteilen:

Beim Import nicht gebrauchter Personenkraft-
wagen aus der UdSSR, deren gesamte Karosserie
eine Blechstärke von mindestens 0,7 mm und
eine Bodenfreiheit in voll belastetem Zustand
von mindestens 17 cm aufweist (mit Reifen
solcher Abmessungen, wie sie anläßlich der
Erstausstattung vom Fahrzeughersteller ver-
wendet werden, und mit dem vom Fahrzeug-
hersteller vorgesehenen Reifendruck), wird ein
österreichischer Zollsatz von 4% des Wertes
anstelle des früheren Zollsatzes von 8% be-
rechnet.

Der oben erwähnte Zollsatz von 4% wird
drei Monate nach dem Tag in Kraft treten, an
dem die österreichische Seite schriftlich davon
Mitteilung macht, daß die für das Inkrafttreten
in Österreich erforderlichen verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen erfüllt sind. Die im
Briefwechsel vom 3./10. März 1975 erwähnte
Zollermäßigung verliert mit Inkrafttreten des
Zollsatzes von 4% ihre Gültigkeit."

Ich beehre mich mitzuteilen, daß ich Obge-
nanntes zur Kenntnis nehme.

Ich gebe der Hoffnung darüber Ausdruck,
daß auch künftighin für den Import sowjetischer
Personenkraftwagen nach Österreich günstige
Bedingungen geschaffen werden.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner

vorzüglichen Hochachtung
N. S. Patolitschew m. p.

Herrn
H. STANDENAT
Seiner Exzellenz dem Botschafter der Republik Österreich
in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
Moskau

Die Ermächtigung zur Abgabe der im vorletzten Absatz der Eröffnungsnote vorgesehenen
Mitteilung wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet;
gemäß derselben Bestimmung tritt der im zweiten Absatz der Eröffnungsnote erwähnte Zollsatz
am 1. Juli 1977 in Kraft.

Kreisky
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301.
Notenwechsel vom 31. März 1977 über die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-

dienststellen am Grenzübergang Zollhaus Erl

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundes-
behörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkom-
mens vom 14. September 1955 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über Erleichterungen der Grenzabferti-
gung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver-
kehr *) folgende Vereinbarung über die Errich-
tung vorgeschobener deutscher Grenzdienststellen
am Grenzübergang Zollhaus Erl vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Zollhaus Erl werden auf
österreichischem Gebiet vorgeschobene deutsche
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Abs. 3 des Abkommens vom 14. September 1955
umfaßt die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

— die Innbrücke von der gemeinsamen Grenze
bis zum Amtsplatz;

— den den Abfertigungskiosk umgebenden
und an das Zollamtsgebäude angrenzenden
Amtsplatz;

— den Anlegeplatz für den Sportbootver-
kehr am östlichen Innufer und den Ver-
bindungsweg zum Amtsplatz;

— den Abfertigungsraum, die Abstellräume,
die sanitären Anlagen und alle Verbin-
dungswege im Abfertigungskiosk.

Artikel 3

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung tritt
die Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 über die
Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Zollhaus Erl **)
außer Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 285/1970

Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die mit
1. Juli 1977 in Kraft tritt und die auf diploma-
tischem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 31. März 1977

L.S.

An die
Österreichische Botschaft
Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
BONN
Zl. 112.05/18-A/77

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbal-
note vom 31. März 1977 zu bestätigen, deren
Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt . . . (es folgt der weitere
Text der deutschen Eröffnungsnote) . . . ver-
sichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die Österreichische Bundes-
regierung damit einverstanden ist, daß die vorge-
schlagene Regelung durch den Austausch der Ver-
balnote des Auswärtigen Amtes und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des Arti-
kels 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Septem-
ber 1955 bildet, die mit 1. Juli 1977 in Kraft tritt
und die auf diplomatischem Wege unter Einhal-
tung einer Frist von sechs Monaten je auf den
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benutzt diesen
Anlaß, das Auswärtige Amt erneut seiner aus-
gezeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, am 31. März 1977

L.S.

An das
Auswärtige Amt
Wörthstraße
53 Bonn

Kreisky
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302.
(Übersetzung)

A B K O M M E N
ZWISCHEN DEN VEREINTEN NATIO-
NEN UND DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG BETREFFEND
MASSNAHMEN FÜR DIE ZEHNTE
TAGUNG DER KOMMISSION DER VER-
EINTEN NATIONEN FÜR INTERNA-

TIONALES HANDELSRECHT

Im Hinblick auf Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen beschloß, die Kom-
mission der Vereinten Nationen für internatio-
nales Handelsrecht (im folgenden „die Kommis-
sion" genannt) zu schaffen, und mit der sie
weiters beschloß, daß die Kommission normaler-
weise abwechselnd am Hauptquartier der Ver-
einten Nationen und am Sitz des Büros der Ver-
einten Nationen in Genf tagen soll;

Im Hinblick darauf, daß die Generalversamm-
lung in ihrer Resolution 2609 (XXIV) vom
16. Dezember 1969, Abs. 9, lit. c des materiellen
Teiles beschlossen hat, daß „die Tagungen der
Kommission der Vereinten Nationen für inter-
nationales Handelsrecht . . . abwechselnd in New
York und Genf stattfinden können" und daß
gemäß diesem Grundsatz die zehnte Tagung der
Kommission 1977 in Genf hätte stattfinden sol-
len;

Im Hinblick auf Resolution 3350 (XXIX) vom
18. Dezember 1974, mit der die Generalversamm-
lung die Empfehlungen der Joint Inspection Unit
(A/9795, Absätze 500—502) billigte, daß gewisse
Organe der Vereinten Nationen, darunter die
Kommission, während der Periode 1975 bis 1977
in Wien statt in Genf tagen können;

Im Hinblick darauf, daß die Kommission wäh-
rend der neunten Tagung bei ihrer 177. Sitzung
am 28. April 1976 die Einladung der Österreichi-
schen Bundesregierung (im folgenden „die Regie-
rung" genannt) angenommen hat, ihre zehnte
Tagung 1977 in Wien abzuhalten;

In Anbetracht dessen, daß die Einladung der
Regierung zur Abhaltung der Tagung der Kom-
mission in Wien unter Berücksichtigung der Fest-
stellungen des Beratenden Ausschusses für Ad-
ministrative und Budgetäre Fragen zu dem oben
zitierten Bericht der Joint Inspection Unit (A/
9795/Add 2, Absatz 43) gemacht wurde, und die
Regierung daher zugestimmt hat, nach Rück-
sprache mit dem Generalsekretär in bezug auf
Art und mögliches Ausmaß der durch die Ab-
haltung der Tagung der Kommission in Wien
statt am Sitz des Büros der Vereinten Nationen
in Genf tatsächlich zusätzlich anfallenden Kosten,
diese zu tragen, sofern diese Kosten im ordent-
lichen Voranschlag der Vereinten Nationen keine
Deckung finden;
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In Anbetracht dessen, daß die Generalver-
sammlung die Aufgaben und Mitgliedschaft der
Kommission sowie die Teilnahme an ihren Ta-
gungen festgelegt hat, und daß die Daten der
zehnten Tagung mit 23. Mai bis 17. Juni 1977
festgelegt wurden;

haben die Vereinten Nationen und die Regie-
rung folgendes vereinbart:

ARTIKEL I

Zeit und Ort der Tagung

Die zehnte Tagung der Kommission der Ver-
einten Nationen für internationales Handelsrecht
wird im Konferenzzentrum Redoutensäle in
Wien vom 23. Mai bis 17. Juni 1977 stattfinden.

ARTIKEL II

Teilnahme an der Tagung

Die Teilnahme an der Tagung wird den fol-
genden Personen offenstehen:

a) Delegierten der Mitgliedstaaten der Kom-
mission und ihren Beratern;

b) Beobachtern der Mitgliedstaaten, die keine
Mitglieder der Kommission sind;

c) Delegierten der SpezialOrganisationen, der
Internationalen Atomenergieorganisation
und der regionalen Wirtschaftskommis-
sionen der Vereinten Nationen;

d) Delegierten zwischenstaatlicher Organisatio-
nen außerhalb des Systems der Vereinten
Nationen, die zu der Tagung eingeladen
wurden;

e) Beobachtern nichtstaatlicher Organisatio-
nen, die zu der Tagung eingeladen wurden;

f) anderen Beobachtern, die von den Verein-
ten Nationen zu der Tagung eingeladen
wurden.

ARTIKEL III

Tagungsort

Die Regierung wird Konferenzräumlichkeiten
und Konferenzeinrichtungen im Kongreßzentrum
Redoutensäle und in deren möglichster Nähe in
dem für die Abhaltung der zehnten Tagung des
Komitees nötigen Ausmaßes zur Verfügung
stellen.

ARTIKEL IV

Konferenzräumlichkeiten und ähnliche Einrich-
tungen

(1) Die Konferenzräumlichkeiten umfassen:
a) zwei Konferenzsäle für die Abhaltung von

Plenarsitzungen und Sitzungen der als
Ausschuß tagenden Vollversammlung; einer
der Konferenzsäle wird jedoch nur während



990 66. Stück — Ausgegeben am 7. Juni 1977 — Nr. 302

der dritten Woche der Tagung, vom 6. bis
10. Juni 1977, für Sitzungen der als Aus-
schuß tagenden Vollversammlung benötigt;

b) einen Konferenzraum für Sitzungen des
Redaktionsausschusses, von Arbeitsgruppen
und für zwanglose Beratungen von Dele-
gierten;

c) geeignete, mit Möbeln ausgestattete und
eingerichtete Büroräume für Angestellte
der Vereinten Nationen sowie für das mit
Funktionen im Zusammenhang mit der
Tagung der Kommission betraute Sur-place-
Personal;

d) geeignete Räumlichkeiten und Einrichtun-
gen für die Aufbewahrung, Vervielfälti-
gung, Verteilung und Überprüfung der
Dokumentation der Tagung.

(2) Die Konferenzsäle sind mit Anlagen für
Simultanübersetzung in den vier Sprachen der
Kommission (Englisch, Französisch, Russisch und
Spanisch) und Einrichtungen zur Tonauf-
nahme in diesen Sprachen ausgestattet und bieten
genügend Raum und die erforderlichen Ein-
richtungen für die Presse sowie Raum für die
Öffentlichkeit.

(3) Die in den Artikeln III, IV und V angeführ-
ten Räumlichkeiten werden den Vereinten Natio-
nen während der gesamten Dauer der Tagung
der Kommission sowie für solche zusätzliche Zeit-
räume vor der Eröffnung und nach dem Abschluß
der Tagung zur Verfügung stehen, wie sie vom
Sekretariat der Kommission in Beratung mit der
Regierung zur Vorbereitung und zur Abwick-
lung aller mit der Tagung zusammenhängenden
Angelegenheiten für nötig erachtet werden.

ARTIKEL V

Andere Einrichtungen innerhalb des
Konferenzbereiches

(1) Folgende Einrichtungen und Dienstleistun-
gen innerhalb des Konferenzbereiches werden
ebenfalls von der Regierung zur Verfügung ge-
stellt:

a) ein Empfangs- und Informationsschalter so-
wie genügend Raum und die entsprechenden
Einrichtungen für einen Bibliotheksdienst;

b) ein Aufenthaltsraum für Delegierte und
ein Aufenthaltsraum für Übersetzer ein-
schließlich der erforderlichen Möbel und
Einrichtungen sowie ein Dokumentenver-
teilungsschalter in unmittelbarer Nähe der
Konferenzräume;

c) ein Post-, Bank- und Reisebürodienst;
d) ärztliche Betreuung.

(2) Die Regierung wird dafür sorgen, daß Ein-
richtungen für einen Telefon-, Fernschreib- und
Telegraphendienst für In- und Ausland für alle
Tagungsteilnehmer zur Verfügung stehen.
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ARTIKEL VI

Einrichtung, Instandhaltung, Bürobedarf und
Dienstleistungen

(1) Die Regierung wird auf ihre Kosten sämt-
liche Räume mit Möbeln ausstatten, einrichten
und instandhalten und die in den Artikeln III,
IV und V angeführten Einrichtungen sowie die
weiteren zu einem klaglosen Ablauf der Tagung
der Kommission erforderlichen Einrichtungen
zur Verfügung stellen und in gutem Zustand er-
halten.

(2) Die Vereinten Nationen werden das gesamte
zum angemessenen Ablauf der Tagung der Kom-
mission erforderliche Büromaterial zur Verfü-
gung stellen.

(3) Die Regierung trägt die Kosten für alle
erforderlichen Dienstleistungen einschließlich der
Kosten für Telefongespräche des Sekretariats der
Kommission innerhalb Wiens sowie der Kosten
für Fernschreiben und Telefongespräche zwischen
Wien und dem Büro der Vereinten Nationen in
Genf und dem Amtssitz in New York. Interna-
tionale Telefon- und Fernschreibverbindungen
werden nur dann durchgeführt, wenn eine Ge-
nehmigung seitens des Sekretärs der Kommission
oder von ihm hiezu bevollmächtigter Personen
vorliegt.

ARTIKEL VII

Ärztliche Betreuung

Innerhalb des Konferenzbereiches werden ent-
sprechende Einrichtungen zur Erste-Hilfe-Lei-
stung in Notfällen zur Verfügung gestellt. Die
Regierung gewährleistet im Bedarfsfalle soforti-
gen Zugang zu einem angemessenen Kranken-
haus und sofortige Aufnahme in diesem. Die
erforderlichen Transportmittel stehen jederzeit
auf Abruf bereit.

ARTIKEL VIII

Polizeischutz

Die Regierung wird auf ihre Kosten die Polizei-
kräfte zur Verfügung stellen, die erforderlich sind,
um einen geordneten und in jeder Hinsicht unge-
störten Ablauf der Tagung der Kommission zu
gewährleisten. Diese Polizeikräfte stehen unter
der direkten Aufsicht und Überwachung eines
von der Regierung zu bestellenden höheren Po-
lizeibeamten. Dieser steht in enger Zusammen-
arbeit mit dem Sekretär der Kommission oder
einem von diesem für den vorliegenden Zweck
ernannten Beamten des Sekretariats der Tagung,
um eine angemessene Atmosphäre von Sicherheit
und Ruhe zu gewährleisten.

116
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ARTIKEL IX

Hotelunterbringung

Die Regierung wird während der Dauer der
Tagung Einrichtungen zur Unterstützung der
Delegationen der Mitgliedstaaten der Kommis-
sion, der eingeladenen Beobachter, Angestellten
der Vereinten Nationen und anderer Teilnehmer
an der Tagung der Kommission bei Hotelreser-
vierungen zur Verfügung stellen.

ARTIKEL X

Transportwesen

(1) Die Regierung wird dafür sorgen, daß für
alle Tagungsteilnehmer Transportmittel für
Fahrten zwischen dem Wiener Flughafen, den
wichtigsten Hotels und dem Tagungsort zur Ver-
fügung stehen.

(2) Die Regierung wird die vom Sekretariat
der Tagung im Konferenzbereich benötigten
lokalen Transportmittel zur Verfügung stellen.

ARTIKEL XI

Sur-place-Personal

(1) Die Regierung wird einen Verbindungs-
beamten ernennen, der im Einvernehmen mit
den Vereinten Nationen dafür verantwortlich
ist, die verwaltungsmäßigen und personellen
Maßnahmen für die Tagung gemäß diesem Ab-
kommen zu treffen und durchzuführen.

(2) Das von der Regierung auf ihre Kosten zur
Verfügung zu stellende Sur-place-Personal um-
faßt:

a) das für das ordentliche Funktionieren der
im Artikel IV und V Absatz 1, lit. a und b
dieses Abkommens erwähnten Einrichtun-
gen erforderliche technische Personal, ein-
schließlich Tontechniker;

b) Arbeitskräfte für die Vervielfältigung und
Verteilung der Dokumentation;

c) das erforderliche Büro-, Bedienungs-, Se-
kretariats- und Sicherheitspersonal, ein-
schließlich Schreibkräfte, Empfangsdamen,
Kanzleibeamte, Boten, Lagerverwalter,
Chauffeure, Reinigungspersonal und
Sicherheitsbeamte.

(3) Das in diesem Abkommen angeführte Per-
sonal soll nach Möglichkeit und Notwendigkeit
über ausreichende Kenntnisse der englischen und/
oder französischen Sprache verfügen.

(4) Das in Absatz 2 erwähnte Personal wird je
nach Bedarf für die Dauer der Tagung als auch
während einer angemessenen Zeitspanne vor und
nach der Tagung der allgemeinen Aufsicht des
Sekretariats der Vereinten Nationen unterstellt.
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ARTIKEL XII

Finanzielle Regelung

(1) Zusätzlich zu den Fällen, in denen die
Regierung auf Grund der besonderen Bestim-
mungen des vorliegenden Abkommens spezielle
Verantwortung übernimmt, trägt die Regierung
im Sinne der Resolution 2609 (XXIV) vom
16. Dezember 1969 jene tatsächlichen zusätzlichen
Kosten, die direkt oder indirekt daraus entstehen,
daß die Tagung der Kommission in Wien statt
am Sitz des Büros der Vereinten Nationen in
Genf abgehalten wird.

(2) Nach Beendigung der Tagung der Kom-
mission wird der Regierung eine detaillierte Liste
der für die Vereinten Nationen angefallenen tat-
sächlichen zusätzlichen Kosten übermittelt. Diese
Kosten werden unter Bezugnahme auf den zur
Zeit der jeweiligen Zahlungsleistung gültigen
Wechselkurs der Vereinten Nationen in US-Dol-
lar angegeben. Die Endabrechnungen unterliegen
einer Rechnungsprüfung gemäß den Finanziellen
Vorschriften und Richtlinien der Vereinten Na-
tionen. Die Rückzahlung an die Vereinten Natio-
nen erfolgt sobald als möglich nach Beendigung
der Tagung der Kommission.

ARTIKEL XIII

Privilegien und Immunitäten

(1) Hinsichtlich der Tagung der Kommission
werden die Bestimmungen betreffend Privilegien
und Immunitäten des zwischen den Vereinten
Nationen und der Republik Österreich über den
Amtssitz der UNIDO abgeschlossenen Abkom-
mens zur Anwendung gelangen. Das Überein-
kommen über die Privilegien und Immunitäten
der Vereinten Nationen wird hiedurch nicht be-
rührt.

(2) Delegierten von Staaten, die zur Teilnahme
an der Tagung der Kommission eingeladen wur-
den, Angestellten der Vereinten Nationen, die
Funktionen im Zusammenhang mit der Tagung
ausüben, Sachverständigen, die auf der Tagung
Aufträge für die Vereinten Nationen ausführen,
sowie Vertretern der SpezialOrganisationen, der
IAEO und anderer zur Teilnahme an der Tagung
der Kommission eingeladener zwischenstaatlicher
Organisationen werden dieselben Privilegien und
Immunitäten eingeräumt, wie sie den Delegierten
bei Tagungen der UNIDO, bzw. wie sie Beamten
der UNIDO nach dem in Absatz 1 angeführten
Abkommen gewährt werden.

(3) Beobachter, die von den Vereinten Natio-
nen zur Teilnahme an der Tagung der Kom-
mission eingeladen wurden, genießen unbeschadet
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der Bestimmungen des Absatzes 2 dieses Artikels
Befreiung von jeglicher Jurisdiktion in bezug
auf die von ihnen in Ausübung ihrer amtlichen
Funktionen im Zusammenhang mit der Tagung
gemachten mündlichen oder schriftlichen Äuße-
rungen und in bezug auf alle von ihnen in Aus-
übung ihrer amtlichen Funktionen im Zusam-
menhang mit der Tagung der Kommission ge-
setzten Handlungen.

(4) Das von der Regierung gemäß Artikel XI
dieses Abkommens zur Verfügung gestellte Per-
sonal, mit Ausnahme des stundenweise beschäf-
tigten Personals, genießt Befreiung von jeg-
licher Jurisdiktion in bezug auf die von ihnen in
Ausübung ihrer amtlichen Funktion im Zusam-
menhang mit der Tagung der Kommission ge-
machten mündlichen oder schriftlichen Äuße-
rungen und in bezug auf alle von ihnen in Aus-
übung ihrer amtlichen Funktionen im Zusam-
menhang mit der Tagung gesetzten Handlungen.
Diese Befreiung findet jedoch im Falle eines von
einem Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug verur-
sachten Unfalles keine Anwendung.

(5) Vertreter der von den Vereinten Nationen
zu der Tagung der Kommission eingeladenen
nichtstaatlichen Organisationen genießen unbe-
schadet der vorstehenden Absätze dieses Artikels
Befreiung von jeglicher Jurisdiktion in bezug
auf die von ihnen in Ausübung ihrer Funktionen
im Zusammenhang mit der Tagung gemachten
mündlichen oder schriftlichen Äußerungen und
in bezug auf alle von ihnen in Ausübung ihrer
Funktionen im Zusammenhang mit der Tagung
der Kommission gesetzten Handlungen.

(6) Die Regierung wird dafür sorgen, daß fol-
gende Personenkategorien, die von den Vereinten
Nationen zur Teilnahme an der Tagung der
Kommission eingeladen wurden, bei ihren Reisen
zur und von der Tagung der Kommission nicht
behindert werden: Vertreter von Regierungen
und ihre nächsten Familienangehörigen, Ange-
stellte und Sachverständige der Vereinten Natio-
nen und ihre nächsten Familienangehörigen, zur
Tagung der Kommission eingeladene Beobachter
und ihre nächsten Familienangehörigen, zur Ta-
gung der Kommission eingeladene Beobachter
von nichtstaatlichen Organisationen und ihre
nächsten Familienangehörigen, Vertreter von
Presse, Rundfunk, Fernsehen, Film oder anderer
Massenmedien, die von den Vereinten Nationen
nach ihrem Ermessen im Einvernehmen mit der
Regierung beglaubigt wurden, sowie andere von
den Vereinten Nationen offiziell zur Teilnahme
an der Tagung der Kommission eingeladene
Personen.

(7) Alle in diesem Artikel angeführten Perso-
nen und alle Personen, die Funktionen im Zu-
sammenhang mit der Tagung der Kommission
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ausüben und nicht österreichische Staatsbürger sind,
haben das Recht auf Einreise nach und Ausreise
aus Österreich. Allenfalls erforderliche Sichtver-
merke und Einreisegenehmigungen werden ko-
stenlos und so rasch wie möglich erteilt, und
zwar spätestens zwei Wochen vor Beginn der
Tagung der Kommission, wenn die Antragstel-
lung nicht später als zweieinhalb Wochen vor
ihrem Beginn erfolgt. Erfolgt die Antragstellung
später als zweieinhalb Wochen vor Beginn der
Tagung der Kommission, wird der Sichtvermerk
spätestens drei Tage nach Einlangen des Sicht-
vermerksantrages erteilt.

(8) Während der Dauer der Tagung der Kom-
mission einschließlich ihres Vorbereitungs- und
Endstadiums stellen die in Artikel III angeführ-
ten Gebäude und Bereiche Gebiet der Vereinten
Nationen dar, und der Zutritt zu diesem Gebiet
steht unter der Kontrolle und unter der Hoheit
der Vereinten Nationen.

ARTIKEL XIV

Haftung

(1) Die Regierung wird die Vereinten Natio-
nen und ihr Personal im Hinblick auf alle Kla-
gen, Forderungen oder andere Inanspruchnah-
men klaglos halten, die sich ergeben aus:

a) Schäden oder Beschädigungen an Personen
oder Sachen in den in den Artikeln III, IV
und V angeführten Räumlichkeiten;

b) Schäden oder Beschädigungen an Personen
oder Sachen, die durch oder bei Benützung
der in Artikel X erwähnten Transport-
mittel entstehen;

c) der Beschäftigung des in Artikel XI er-
wähnten Tagungspersonals.

(2) Die Regierung wird die Vereinten Natio-
nen und ihr Personal hinsichtlich aller derartigen
Klagen, Forderungen oder Inanspruchnahmen
schadlos halten.

ARTIKEL XV

Schlußbestimmungen

(1) Dieses Abkommen kann durch schriftliche
Vereinbarung zwischen den Vereinten Nationen
und der Regierung abgeändert werden.

(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Tage
seiner Unterzeichnung durch die Vereinten Na-
tionen und die Regierung in Kraft und bleibt
gültig während der Dauer der Tagung der Kom-
mission und für jene Zeitdauer danach, die zur



996 66. Stück — Ausgegeben am 7. Juni 1977 — Nr. 303

Abwicklung aller mit der Tagung zusammen-
hängenden Angelegenheiten erforderlich ist.

Unterzeichnet am 6. Mai 1977 im Büro der
Vereinten Nationen in Genf.

Für die Vereinten Nationen:

Vittorio Winspeare Guicciardi m. p.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Erik Nettel m. p.

Kreisky

303.
Ü B E R E I N K O M M E N

zwischen dem Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz der Republik Öster-
reich und dem Minister für Öffentliche Ge-
sundheit und Umweltschutz des Großherzog-
tums Luxemburg über die postpromotionelle
Ausbildung luxemburgischer Ärzte in Öster-

reich

A r t i k e l 1

(1) Personen luxemburgischer Staatsangehörig-
keit sind unter den im Abs. 2 genannten Vor-
aussetzungen berechtigt, sich in Österreich der
Ausbildung zum praktischen Arzt oder zum
Facharzt zu unterziehen und, soweit dieses Über-
einkommen nichts anderes bestimmt, in An-
sehung ihrer turnusärztlichen Tätigkeit öster-
reichischen Staatsbürgern gleichgestellt.

(2) Voraussetzungen für die turnusärztliche
Tätigkeit luxemburgischer Staatsangehöriger in
Österreich sind die Eigenberechtigung, das an
einer Universität der Republik Österreich er-
worbene Doktorat der gesamten Heilkunde sowie
die Eintragung in die österreichische Ärzteliste.
Die Österreichische Ärztekammer hat für die in
Österreich in Ausbildung stehenden luxembur-
gischen Ärzte eine eigene Kartei im Rahmen der
österreichischen Ärzteliste anzulegen.

(3) Die in Österreich in Ausbildung stehenden
luxemburgischen Ärzte sind von der Entrichtung
von Beiträgen an den Wohlfahrtsfonds der Öster-
reichischen Ärztekammer befreit. Sie sind für die
Wahlen in die Österreichische Ärztekammer we-
der aktiv noch passiv wahlberechtigt.

A r t i k e l 2

Die Österreichische Ärztekammer hat luxem-
burgischen Staatsangehörigen, die ihre turnus-
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ärztliche Ausbildung in Österreich absolviert und
einen entsprechenden Erfolgsausweis gemäß § 2 e
oder § 2 f des Österreichischen Ärztegesetzes vor-
gelegt haben, über Ansuchen zu bescheinigen,
daß sie eine Ausbildung absolviert haben, die
österreichische Staatsbürger zur Berufsausübung
als praktischer Arzt oder Facharzt in Österreich
berechtigt.

A r t i k e l 3

Dieses Übereinkommen tritt 30 Tage nach
seiner Unterzeichnung in Kraft und kann jeder-
zeit durch eine der beiden Vertragsparteien ge-
kündigt werden. Im Fall einer Kündigung tritt
das Übereinkommen mit Ablauf des sechsten
Monats nach deren Notifizierung außer Kraft.

Geschehen zu Genf, am 3. Mai 1977 in zwei
Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Der Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz der Republik Österreich:

Dr. Leodolter m. p.

Der Minister für Öffentliche Gesundheit und
Umweltschutz des Großherzogtums Luxemburg:

Emile Krieps m. p.

Das vorliegende Übereinkommen tritt gemäß seinem Artikel 3 am 2. Juni 1977 in Kraft.

Androsch
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